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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 17.10.2023

Kopf

Der Oberste Gerichtshof hat als Revisionsgericht durch den Senatspräsidenten Univ.-Prof. Dr. Kodek als Vorsitzenden

sowie die Hofräte Dr. Schwarzenbacher und MMag. Matzka sowie die Hofrätinnen Mag. Istjan, LL.M., und

Mag. Waldstätten als weitere Richter in der Rechtssache der klagenden Partei I*, vertreten durch die Dr. Roland Gabl

Rechtsanwalts KG in Linz, gegen die beklagten Parteien 1. S*, vertreten durch Mag. Jörg Tockner, Dr. Stefan Nenning,

Rechtsanwälte in Steyr, und 2. B*, vertreten durch Dr. Günter Schmid, Rechtsanwalt in Linz, wegen 17.751,12 EUR sA

und Feststellung (Streitwert 2.000 EUR), infolge der Vorlage einer „außerordentlichen“ Revision der klagenden Partei

gegen das Urteil des Oberlandesgerichts Linz als Berufungsgericht vom 25. August 2023, GZ 4 R 86/23d-40, womit das

Urteil des Landesgerichts Linz vom 23. März 2023, GZ 1 Cg 2/22t-33, bestätigt wurde, in nichtöffentlicher Sitzung den

Beschluss

gefasst:

Spruch

Die Akten werden dem Erstgericht zurückgestellt.

Text

Begründung:

[1]       Das Erstgericht wies die auf Schadenersatz und Feststellung gerichtete Klage ab. Das Berufungsgericht

bestätigte diese Entscheidung und sprach aus, dass der Wert des Entscheidungsgegenstands insgesamt 5.000 EUR,

nicht aber 30.000 EUR übersteige und die ordentliche Revision nicht zulässig sei.

[2]       Dagegen richtet sich die „außerordentliche“ Revision des Klägers, die das Erstgericht direkt dem Obersten

Gerichtshof vorlegte.

Rechtliche Beurteilung

[3]       Die Aktenvorlage ist verfehlt.

[4]       1. Gemäß § 502 Abs 3 ZPO ist die Revision – außer im Fall des § 508 Abs 3 ZPO – jedenfalls unzulässig, wenn der

Entscheidungsgegenstand zwar 5.000 EUR nicht aber insgesamt 30.000 EUR übersteigt und das Berufungsgericht (wie

hier) die ordentliche Revision nach § 500 Abs 2 Z 3 ZPO für nicht zulässig erklärt hat. Unter diesen Voraussetzungen ist

auch eine außerordentliche Revision nicht zulässig. Eine Partei kann dann nur gemäß § 508 Abs 1 und 2 ZPO binnen

vier Wochen nach Zustellung des Berufungsurteils den Antrag an das Berufungsgericht stellen, seinen Ausspruch über

die Zulässigkeit der Revision dahin abzuändern, dass die ordentliche Revision doch für zulässig erklärt werde. Ein

solcher Antrag muss die Gründe anführen, warum die ordentliche Revision für zulässig erachtet wird. Das ordentliche

Rechtsmittel ist mit demselben Schriftsatz auszuführen. [4] 1. Gemäß Paragraph 502, Absatz 3, ZPO ist die Revision –

außer im Fall des Paragraph 508, Absatz 3, ZPO – jedenfalls unzulässig, wenn der Entscheidungsgegenstand zwar
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5.000 EUR nicht aber insgesamt 30.000 EUR übersteigt und das Berufungsgericht (wie hier) die ordentliche Revision

nach Paragraph 500, Absatz 2, ZiNer 3, ZPO für nicht zulässig erklärt hat. Unter diesen Voraussetzungen ist auch eine

außerordentliche Revision nicht zulässig. Eine Partei kann dann nur gemäß Paragraph 508, Absatz eins und 2 ZPO

binnen vier Wochen nach Zustellung des Berufungsurteils den Antrag an das Berufungsgericht stellen, seinen

Ausspruch über die Zulässigkeit der Revision dahin abzuändern, dass die ordentliche Revision doch für zulässig erklärt

werde. Ein solcher Antrag muss die Gründe anführen, warum die ordentliche Revision für zulässig erachtet wird. Das

ordentliche Rechtsmittel ist mit demselben Schriftsatz auszuführen.

[5]       2. Der Antrag nach § 508 Abs 1 ZPO wäre beim Prozessgericht erster Instanz einzubringen und dem

Berufungsgericht zur Entscheidung vorzulegen (§ 507b Abs 2 ZPO). Diese Vorgangsweise ist auch dann einzuhalten,

wenn das Rechtsmittel als „außerordentliche“ Revision bezeichnet ist (vgl RS0109623). Ob der Schriftsatz des Klägers

den Erfordernissen des § 508 Abs 1 ZPO entspricht oder ob er einer Verbesserung bedarf, bleibt der Beurteilung der

Vorinstanzen vorbehalten (1 Ob 104/23k mwN). [5] 2. Der Antrag nach Paragraph 508, Absatz eins, ZPO wäre beim

Prozessgericht erster Instanz einzubringen und dem Berufungsgericht zur Entscheidung vorzulegen (Paragraph 507 b,

Absatz 2, ZPO). Diese Vorgangsweise ist auch dann einzuhalten, wenn das Rechtsmittel als „außerordentliche“ Revision

bezeichnet ist vergleiche RS0109623). Ob der Schriftsatz des Klägers den Erfordernissen des Paragraph 508, Absatz

eins, ZPO entspricht oder ob er einer Verbesserung bedarf, bleibt der Beurteilung der Vorinstanzen vorbehalten

(1 Ob 104/23k mwN).
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